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Rentenklau: Jetzt reicht es!

Frauen erhalten rund einen Drittel weniger Renten als Männer. Trotz dieser skandalösen
Rentenlücke sollen in der AHV auf Kosten der Frauen weitere 10 Milliarden eingespart
werden. Hinzu kommen die schleichend sinkenden BVG-Renten, von denen alle betroffen
sind, während die Lohnbeiträge nur steigen. Auch in der 2. Säule droht das Parlament die
Ungerechtigkeiten zu verstärken: mit den neusten Entscheiden der Kommission bezahlen
sehr viele Verkäuferinnen, Pflegefachfrauen und Lehrerinnen mehr – und erhalten
weniger. Teilzeitangestellte Frauen mit der grössten Rentenlücke werden zusätzlich
benachteiligt. Anstatt das dringende Problem des Rentenniveaus anzugehen, greift die
bürgerliche Mehrheit im Parlament wichtige Pfeiler der sozialen Sicherheit frontal an. Jetzt
reicht es! Die Gewerkschaften lancieren die Mobilisierung für eine nationale
Demonstration, vor dem Bundeshaus, mitten in der Session, am 18. September.

Ende Januar haben über 300'000 Frauen den Appell gegen ihre Benachteiligung bei den Renten
unterschrieben. Denn Frauen bekommen in der Schweiz mindestens einen Drittel weniger Rente
als Männer. Doch anstatt dafür zu sorgen, diese Rentenlücke so rasch wie möglich zu schliessen,
beschliesst die Politik genau das Gegenteil - Rentensenkungen zulasten der Frauen im Umfang
von jährlich über 1.2 Milliarden. Aude Spang, Gleichstellungssekretärin Unia, fasst zusammen:
«AHV 21 ist eine reine Rentensenkungsvorlage: Frauen müssten effektiv ein Jahr länger arbeiten
und AHV-Beiträge bezahlen, erhalten aber ihre Rente ein Jahr weniger lang. Das ist ein Affront»

Dass es dem Parlament mit diesem Schritt nicht um die finanzielle Stabilität der AHV geht, bewies
die Kommission des Ständerats Mitte Woche deutlich: von der vom Nationalrat beschlossenen
Zusatzfinanzierung über die Negativzinserträge der Nationalbank will sie nichts wissen. Sie hätten
bei der AHV zu fast gleich hohen Zusatzeinnahmen geführt wie durch die Erhöhung des
Frauenrentenalters eingespart werden soll. Travail.Suisse-Präsident Adrian Wüthrich fasst
zusammen: «Den Frauen wird das geboten, was sie nicht wollen – ein höheres Rentenalter – und
verweigert, was sie brauchen – Lohngleichheit und gute Renten».
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Auch in der 2. Säule droht eine problematische Reform

Gleichzeitig sinken seit 15 Jahren die Renten aus der 2. Säule immer tiefer, während die Beiträge
steigen. Angesichts dieses Rentenabbaus braucht es dringend eine Stabilisierung im BVG. Und
auch dort muss die Rentensituation der Frauen verbessert werden.

Doch die BVG-Reform droht zu entgleisen – obwohl die Frauen in der Parlamentsdebatte auf die
2. Säule vertröstet wurden. Denn die Kommission will sich für ein höchst unsoziales Modell
entscheiden, das gleichzeitig die mittleren Löhne stark belastet und auf Beiträge der
Topverdienenden verzichtet. Gabriela Medici nennt die konkreten Folgen: «Die Beschlüsse zur
BVG-Reform führen zu Rentenkürzungen von bis zu 12%. Für 48-jährige Frauen bedeutet dies
eine unhaltbare Renteneinbusse von monatlich beinahe 200 Franken!» Der von Nationalrat de
Courten eingebrachte Vorschlag stellt gerade für Verkäuferinnen, Pflegefachfrauen und
Lehrerinnen eine Frechheit dar. Denn die Vorsorgepläne im Detailhandel, die BVG-Abdeckung
von Pflegefachfrauen, Pöstlerinnen und Lehrerinnen schliessen sie von der vorgeschlagenen
Kompensation aus. Und damit nicht genug. Anstatt Massnahmen gegen die bestehende
Rentenlücke dieser Frauen zu ergreifen, soll ihnen nun noch Geld weggenommen werden.
Anspruch auf den «neuartigen» Rentenzuschlag haben sie nur im Ausnahmefall. Einer Coop-
Verkäuferin drohen hingegen Kosten von bis zu 2000 Franken für den Rentenzuschlag anderer.
Auch für eine teilzeitbeschäftigte Zustellerin bei der Post wären es bei einem bescheidenen Lohn
unter 3000 Franken monatlich immer noch fast 1200 Franken. Und dass, während die
Beteiligung der Top-Verdiendenden auf unter 4'400 Franken plafoniert wird.

Rentenabbau wird auf Widerstandstossen

Jetzt reicht es! Die Gewerkschaften werden weitere Abbauschritte bei den Renten nicht
hinnehmen. “Wir werden die Angriffe der Finanzindustrie auf unser Rentensystem bekämpfen»,
fasst Pierre-Yves Maillard, Präsident des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes, zusammen. Ein
breites Bündnis ruft deshalb zu einer Demo vor dem Bundeshaus auf. Unter dem Motto «Hände
weg von unseren Renten» wird ein starkes Signal gesetzt: Verschlechterungen bei den Renten,
sei es in der AHV oder im BVG, werden auf entschiedenen Widerstand stossen.
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